
 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Nachrichtendienstrechts (BR-Drs. 453/26) 

1044. Sitzung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten am 10.09.2026 –TOP 12 

 
 

Sehr geehrte Frau Finke, 

die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) unterstützt das Anliegen der Bundesregierung, die 

Nachrichtendienste angesichts der veränderten Bedrohungslage handlungsfähig aufzustellen und 

zugleich die Vorgaben der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung umzusetzen. Eine leistungs-

fähige Sicherheitsarchitektur ist im Interesse von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. 

Die notwendige Stärkung der Nachrichtendienste darf jedoch nicht dazu führen, dass gesetzlich 

geschützte Vertrauensverhältnisse unverhältnismäßig beeinträchtigt werden. Das gilt in besonde-

rem Maße für Berufsgeheimnisträger. Die berufliche Verschwiegenheit ist für Steuerberater keine 

bloße Berufspflicht unter vielen. Sie ist Grundvoraussetzung einer funktionierenden steuerlichen 

Beratung und Vertretung und zugleich der Sicherung des staatlichen Steueraufkommens. Man-

danten müssen darauf vertrauen können, dass Informationen über ihre persönlichen und wirt-

schaftlichen Verhältnisse, die sie ihrem Steuerberater offenlegen, vertraulich bleiben. Die Ver-

schwiegenheitspflicht ist deshalb gesetzlich abgesichert, strafbewehrt und durch ein umfassendes 

Zeugnisverweigerungsrecht flankiert. 

Der Regierungsentwurf stellt dieses Vertrauensverhältnis nach Auffassung der BStBK nicht hin-

reichend unter Schutz. Besonders kritisch sind die gegenüber Rechtsanwälten deutlich schwä-

chere Absicherung des steuerberatenden Berufsgeheimnisses, die weitreichenden Befugnisse 

zur Überwachung und zum heimlichen Betreten von Kanzleiräumen sowie der Zugriff auf Kanzlei-

IT und hochsensible Mandantendaten. 

Die BStBK bittet den Bundesrat daher, im weiteren Gesetzgebungsverfahren auf Nachbesserun-

gen zu drängen. 
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1.  Steuerberater müssen in § 32 BVerfSchG-E Rechtsanwälten gleichgestellt werden 

§ 32 BVerfSchG-E unterscheidet weiterhin zwischen zwei Gruppen von Berufsgeheimnisträgern. 

Für Rechtsanwälte gilt grundsätzlich ein absolutes Erhebungsverbot, wenn die Maßnahme vo-

raussichtlich Informationen erbringen würde, über die sie das Zeugnis verweigern dürften. Steu-

erberater werden dagegen lediglich relativ geschützt. Gegen sie können Maßnahmen trotz der 

voraussichtlichen Erfassung geschützter Mandatsinformationen durchgeführt werden, wenn die 

gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind und die erforderliche Abwägung zugunsten des staatli-

chen Aufklärungsinteresses ausfällt. 

Diese unterschiedliche Behandlung überzeugt nicht. 

Steuerberater und Rechtsanwälte unterliegen gleichermaßen einer gesetzlichen und strafbewehr-

ten Verschwiegenheitspflicht und verfügen im Strafverfahren über ein umfassendes Zeugnisver-

weigerungsrecht. Steuerberater sind ebenso wie Rechtsanwälte unabhängige Organe der 

(Steuer-)Rechtspflege (vgl. § 32 Abs. 2 Satz 1 StBerG). Gerade im Steuerrecht überschneiden 

sich ihre Tätigkeitsfelder erheblich. Beide Berufsgruppen beraten ihre Mandanten in komplexen 

rechtlichen Sachverhalten; beide können an der Schnittstelle zum Steuerstrafrecht tätig werden. 

Der Übergang von einer steuerlichen Beratung zu einem steuerstrafrechtlich relevanten Sachver-

halt ist häufig fließend und bei Beginn eines Mandats regelmäßig nicht vorhersehbar. Genau die-

ser gleitende Übergang war bereits ein Argument für den besonderen Schutz der anwaltlichen 

Tätigkeit. Er gilt für Steuerberater in gleicher Weise. 

Für den Mandanten wäre es kaum nachvollziehbar, wenn ein und derselbe steuerrechtliche Sach-

verhalt einem unterschiedlichen staatlichen Zugriffsschutz unterläge, je nachdem, ob er sich ei-

nem Rechtsanwalt oder einem Steuerberater anvertraut. Besonders deutlich wird dies in interpro-

fessionellen Berufsausübungsgesellschaften: Dieselbe Mandatsakte und dieselbe Information 

könnten abhängig davon, welchem Berufsträger sie zugeordnet werden, unterschiedlich ge-

schützt sein. Ein solcher berufsbezogener Zufall darf nicht über den Schutz vertraulicher Mandan-

tenkommunikation entscheiden. 

Der Umstand, dass die Differenzierung zwischen absolut und relativ geschützten Berufsgeheim-

nisträgern bereits im geltenden Recht angelegt ist und verfassungsgerichtlich bislang nicht grund-

sätzlich beanstandet wurde, steht einer Änderung nicht entgegen. Verfassungsrechtlich noch zu-

lässig ist nicht gleichbedeutend mit rechtspolitisch sachgerecht. Gerade eine umfassende Neuko-

difikation des Nachrichtendienstrechts bietet die Gelegenheit, bestehende Wertungswidersprüche 

zu beseitigen. Hinzu kommt, dass die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, mit dem die 

Differenzierung zwischen absolut und relativ geschützten Berufsgeheimnisträgern in § 160a StPO 

als verfassungskonform bestätigt wurde, bereits im Jahr 2011 ergangen ist (vgl. BVerfG, Be-

schl. v. 12. 10. 2011 − 2 BvR 236/08). Die Stellung des Steuerberaters als unabhängiges Organ 

der Steuerrechtspflege wurde aber erst mit Wirkung zum 18. Dezember 2019 im Steuerberatungs-

gesetz gesetzlich kodifiziert, sodass das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil im Jahr 2011 

diesen zentralen Gesichtspunkt bei der verfassungsrechtlichen Würdigung noch nicht berücksich-

tigen konnte. 
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Hinzu kommt ein entscheidender qualitativer Unterschied gegenüber der bisherigen Rechtslage: 

Der Entwurf überträgt den Berufsgeheimnisschutz, der bislang insbesondere für Telekommunika-

tionsüberwachungen relevant war, auf sämtliche nachrichtendienstlichen Mittel. Die unter-

schiedliche Schutzstufe wirkt sich damit künftig auf ein sehr viel breiteres Spektrum heimlicher 

Maßnahmen aus.  

Die BStBK fordert deshalb, Steuerberater und Steuerbevollmächtigte in § 32 Abs. 1  

BVerfSchG-E ausdrücklich in den absoluten Berufsgeheimnisschutz einzubeziehen. 

2.  Schutzlücke in § 22 BNDG-E schließen 

Noch deutlicher zeigt sich die Ungleichbehandlung im neuen BND-Gesetz. § 22 BNDG-E schützt 

vor der gezielten Erlangung von Daten aus bestimmten Vertraulichkeitsbeziehungen. Ausdrück-

lich genannt werden Geistliche, Rechtsanwälte und Verteidiger, Journalisten sowie Parlamenta-

rier. Steuerberater fehlen. 

Damit besteht beim Bundesnachrichtendienst nicht lediglich ein gegenüber Rechtsanwälten ab-

geschwächter Schutz. Das steuerberatende Vertrauensverhältnis fällt vielmehr vollständig aus 

dem besonderen Schutzregime des § 22 BNDG-E heraus. 

Dies wiegt umso schwerer, als der Gesetzgeber mit der Neufassung bewusst ein eigenständiges 

nachrichtendienstrechtliches Schutzsystem schaffen will, das gerade nicht mehr allgemein an die 

Zeugnisverweigerungsrechte der Strafprozessordnung anknüpft. Zugleich wird der bisher ge-

schützte Personenkreis erweitert, indem nunmehr auch Parlamentarier einbezogen werden. Der 

Gesetzgeber nimmt somit ohnehin eine neue Bewertung der schutzwürdigen Vertraulichkeitsbe-

ziehungen vor. Es besteht deshalb kein überzeugender Grund, das gesetzlich besonders ge-

schützte Vertrauensverhältnis zwischen Steuerberater und Mandant hierbei auszublenden. 

Die BStBK fordert, Steuerberater und Steuerbevollmächtigte ausdrücklich in den Katalog 

der geschützten Vertraulichkeitsbeziehungen des § 22 Abs. 1 BNDG-E aufzunehmen. 

Für BVerfSchG und BNDG muss derselbe Grundsatz gelten: Ein Mandant darf nicht darauf ver-

wiesen werden, dass sein Berufsgeheimnis deshalb weniger wert ist, weil er sich mit einer steu-

errechtlichen Angelegenheit an einen Steuerberater und nicht an einen Rechtsanwalt gewandt 

hat. 

3.  Kanzleiräume dürfen nicht wie gewöhnliche Geschäftsräume behandelt werden 

Besonderen Handlungsbedarf sieht die BStBK bei den vorgesehenen heimlichen Zugriffsmöglich-

keiten auf nicht öffentlich zugängliche Räume. 

Nach dem Entwurf kann das Bundesamt für Verfassungsschutz mit technischen Mitteln das Ver-

halten von Personen im nicht öffentlich zugänglichen Raum optisch oder akustisch aufzeich-

nen. Unter erhöhten Voraussetzungen ist dies auch möglich, wenn mit der Erfassung höchstpri-

vater Informationen zu rechnen ist. Lediglich die technische Datenerhebung aus einer Wohnung 

wird einem gesonderten Schutzregime unterstellt. 
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Hinzu kommt die Befugnis, zur Vorbereitung und Durchführung nachrichtendienstlicher Maßnah-

men Gebäude und Räume, die keine Wohnung sind, ohne Wissen des Inhabers zu betreten. 

Nach der Entwurfsbegründung umfasst dies sogar das Überwinden von Zutrittssperren. Für sons-

tige Räume gelten dabei geringere Anforderungen als für Wohnungen. 

Davon können Steuerberaterkanzleien unmittelbar betroffen sein. 

Eine Steuerberaterkanzlei ist jedoch kein gewöhnlicher Geschäftsraum. Dort konzentrieren sich 

in besonderem Umfang vertrauliche Informationen Dritter: Steuererklärungen, Jahresabschlüsse, 

Finanz- und Lohnbuchhaltungen, Bankverbindungen, Angaben zu Vermögensverhältnissen, Be-

teiligungs- und Unternehmensstrukturen, wirtschaftlich Berechtigten sowie häufig auch Informati-

onen über familiäre und persönliche Verhältnisse. Ein heimliches Betreten oder eine optische bzw. 

akustische Überwachung einer Kanzlei betrifft deshalb regelmäßig nicht nur den Steuerberater 

als Ziel einer Maßnahme. Potenziell betroffen ist zugleich eine Vielzahl völlig unbeteiligter Man-

danten. 

Gerade deshalb greift eine allein raumbezogene Unterscheidung zwischen Wohnung und „sons-

tigen Räumen“ zu kurz. Kanzleiräume genießen grundrechtlichen Schutz und dienen zugleich der 

Wahrung gesetzlich geschützter Berufsgeheimnisse. Der besondere Schutzbedarf folgt damit 

nicht allein aus der räumlichen Privatsphäre des Berufsangehörigen, sondern auch aus den Rech-

ten seiner Mandanten und aus dem öffentlichen Interesse an einer funktionsfähigen, vertraulichen 

Steuerberatung. 

Besonders problematisch sind gemischt genutzte Räumlichkeiten. Zahlreiche Steuerberater 

üben ihre Tätigkeit zumindest teilweise aus Räumen aus, die Bestandteil ihrer privaten Wohnung 

oder ihres Wohnhauses sind. Es darf nicht davon abhängen, ob ein Arbeitszimmer, ein Aktenraum 

oder ein Besprechungszimmer im Einzelfall überwiegend beruflich oder privat genutzt wird, ob die 

deutlich höheren Voraussetzungen des Wohnraumschutzes eingreifen. Die berufliche Mitbenut-

zung einer Wohnung darf nicht dazu führen, dass der grundrechtliche Wohnraumschutz abge-

senkt wird. 

Die BStBK fordert deshalb eine ausdrückliche gesetzliche Klarstellung, dass bei privat und beruf-

lich gemischt genutzten Räumen der strengere Schutz für Wohnungen gilt, soweit eine eindeutige 

räumliche Trennung nicht möglich ist. 

Darüber hinaus sollte für Steuerberaterkanzleien ein eigenständiger Berufsgeheimnisschutz vor-

gesehen werden. Vorrangig muss dies durch die Gleichstellung mit Rechtsanwälten in § 32 

BVerfSchG-E und § 22 BNDG-E geschehen. Sollte der Gesetzgeber hierzu nicht bereit sein, 

ist jedenfalls eine ausdrückliche Ausnahme für Steuerberaterkanzleien bei der optischen 

und akustischen Überwachung nicht öffentlich zugänglicher Räume sowie beim heimli-

chen Betreten von Kanzleiräumen erforderlich, soweit voraussichtlich dem Berufsgeheim-

nis unterliegende Informationen betroffen sind. 

Es wäre nicht nachvollziehbar, wenn die heimliche Überwachung oder das heimliche Betreten 

einer Rechtsanwaltskanzlei wegen des absolut geschützten Mandatsgeheimnisses weitgehend 
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ausgeschlossen wäre, dieselbe Maßnahme in einer Steuerberaterkanzlei aber aufgrund einer Ein-

zelfallabwägung zugelassen werden könnte. 

4.  Die „Verstrickungsregelung“ darf rechtmäßige Beratung nicht erfassen 

Überprüfungsbedarf besteht außerdem bei der sogenannten Verstrickungsregelung. Nach § 32 

Abs. 4 BVerfSchG-E sind die besonderen Schutzregelungen der Absätze 1 bis 3 nicht anzuwen-

den, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Berufsgeheimnisträger selbst an 

der aufzuklärenden Bedrohung beteiligt ist. Die Entwurfsbegründung versteht den Beteiligtenbe-

griff weit. Er soll bereits die objektive Förderung einer Bedrohung erfassen; ausdrücklich genannt 

werden mehrstufige Wirkungsketten wie verschleiernde Transaktionsketten bei Finanzierungs-

sachverhalten. Eine subjektive Beteiligungsabsicht soll grundsätzlich nicht erforderlich sein. 

Die Regelung gilt für alle erfassten Berufsgeheimnisträger und durchbricht auch den grundsätzlich 

absoluten Schutz von Rechtsanwälten nach § 32 Abs. 1 BVerfSchG-E. Die Problematik betrifft 

damit alle Berufsgeheimnisträger. Für den steuerberatenden Beruf ist die weite Fassung gleich-

wohl besonders sensibel. Steuerberater beraten berufsbedingt u.a. zu komplexen Steuergestal-

tungen, Unternehmensgründungen, Finanzierungen und Transaktionen, auch bei grenzüber-

schreitenden Sachverhalten. Eine objektive Mitwirkung an einer Transaktion sagt für sich genom-

men jedoch nichts darüber aus, ob der Steuerberater von einem bedrohungsrelevanten Hinter-

grund wusste oder diesen unterstützen wollte. 

Rechtmäßige berufstypische Beratung darf daher bei keinem Berufsgeheimnisträger allein auf-

grund ihrer objektiven Wirkung zum Anknüpfungspunkt für den Verlust des Berufsgeheimnisschut-

zes werden. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass gerade das geschützte Mandats- oder Ver-

trauensverhältnis selbst zur Begründung der Überwachungsmaßnahme herangezogen wird. 

Die BStBK hält daher eine deutlichere gesetzliche Abgrenzung für erforderlich. Der Ausschluss 

des Berufsgeheimnisschutzes nach § 32 Abs. 4 BVerfSchG-E sollte berufsgruppenübergreifend 

jedenfalls tatsächliche Anhaltspunkte für eine bewusste und zielgerichtete Unterstützung der 

aufzuklärenden Bedrohung voraussetzen. Die bloße Erbringung rechtmäßiger, berufstypischer 

Beratungsleistungen darf nicht genügen. 

5.  Präventiver Schutz der Mandantendaten in Steuerberaterkanzleien 

Der Schutz des Berufsgeheimnisses darf schließlich nicht an der Bürotür enden. Moderne Steu-

erberatung ist weitgehend digital. Die IT-Systeme der Kanzlei, insbesondere Kanzleiserver, Do-

kumentenmanagementsysteme und Cloud-Anwendungen, enthalten regelmäßig umfangreiche 

und detaillierte Daten einer Vielzahl von Mandanten. 

Vor diesem Hintergrund sind insbesondere die Befugnisse zum Auslesen informationstechnischer 

Geräte nach § 23 BVerfSchG-E und weitere Zugriffe auf informationstechnische Systeme von 

erheblicher Bedeutung. Ein Zugriff auf die Kanzlei-IT kann qualitativ weit über die Kenntnisnahme 

einer einzelnen Kommunikation hinausgehen und einen umfassenden Einblick in zahlreiche, un-

tereinander völlig unabhängige Mandatsverhältnisse ermöglichen. 
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Der Berufsgeheimnisschutz muss deshalb bereits auf der Ebene der Datenerhebung wirksam 

werden. Ein nachträgliches Verwertungsverbot oder eine spätere Löschung unzulässig erlangter 

Daten reicht nicht aus. Ist ein Berufsgeheimnis erst offenbart und staatlich zur Kenntnis genom-

men worden, lässt sich die Vertraulichkeit nicht nachträglich wiederherstellen. Auch die im Entwurf 

vorgesehenen Löschungspflichten und Verwertungsbeschränkungen können den strukturell ge-

ringeren präventiven Schutz deshalb nicht kompensieren. 

Die Gleichstellung der Steuerberater mit den Rechtsanwälten in § 32 BVerfSchG-E muss daher 

konsequent auch bei digitalen Eingriffsmaßnahmen wirken. Wo technisch nicht ausgeschlossen 

werden kann, dass umfangreiche Mandantendaten unbeteiligter Dritter erfasst werden, sind zu-

dem wirksame Filterungs-, Sichtungs- und Kontrollmechanismen erforderlich. 

6.  Forderungen der BStBK 

Die BStBK bittet den Ausschuss für Innere Angelegenheiten, dem Bundesrat insbesondere fol-

gende Änderungen des Regierungsentwurfs zu empfehlen: 

• Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind in § 32 Abs. 1 BVerfSchG-E den Rechts-

anwälten gleichzustellen und in den absoluten Berufsgeheimnisschutz einzubeziehen. 

• Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind in § 22 BNDG-E ausdrücklich in den 

Kreis der besonders geschützten Vertraulichkeitsbeziehungen aufzunehmen. 

• Kanzleiräume von Steuerberatern sind bei heimlichen Betretensbefugnissen sowie bei 

optischer und akustischer Überwachung ausdrücklich zu schützen. Sollte eine vollstän-

dige Gleichstellung beim Berufsgeheimnisschutz nicht erfolgen, muss jedenfalls für solche 

Maßnahmen eine besondere Ausnahme vorgesehen werden, soweit geschützte Mandatsin-

formationen betroffen sein können. 

• Bei gemischt privat und beruflich genutzten Räumen muss gesetzlich klargestellt wer-

den, dass die berufliche Nutzung den Wohnraumschutz nicht verdrängt. Bei nicht ein-

deutig trennbaren Nutzungen sollte das strengere Schutzregime für Wohnungen gelten. 

• Die Verstrickungsregelung des § 32 Abs. 4 BVerfSchG-E ist berufsgruppenübergrei-

fend für alle Berufsgeheimnisträger enger zu fassen. Rechtmäßige und berufstypische 

Beratung darf nicht allein wegen einer objektiven Förderwirkung zum Verlust des Berufsge-

heimnisschutzes führen; erforderlich sein sollten tatsächliche Anhaltspunkte für eine be-

wusste und zielgerichtete Unterstützung der Bedrohung. 

• Der Berufsgeheimnisschutz muss auch bei Zugriffen auf die Kanzlei-IT präventiv und 

technisch wirksam abgesichert werden. Nachträgliche Löschungspflichten und Verwer-

tungsverbote reichen angesichts der Speicherung sensibler Mandantendaten in Steuerbera-

terkanzleien nicht aus. 
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7.  Fazit 

Die Reform des Nachrichtendienstrechts soll die Sicherheit Deutschlands stärken. Dieses Ziel darf 

jedoch nicht mit einer Schwächung institutionell geschützter Vertrauensverhältnisse erkauft wer-

den. Sicherheit und Berufsgeheimnisschutz sind keine Gegensätze. Ein Rechtsstaat zeigt seine 

Stärke gerade darin, dass er auch bei der Wahrnehmung legitimer Sicherheitsinteressen klare 

Grenzen für heimliche staatliche Eingriffe setzt. 

Steuerberater sind gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet, verfügen über ein umfassendes 

Zeugnisverweigerungsrecht und übernehmen in steuerrechtlichen Angelegenheiten Aufgaben, 

die sich mit denen von Rechtsanwälten vielfach überschneiden. Für ihre Mandanten gibt es keinen 

sachlichen Grund, warum dieselbe vertrauliche Information beim Steuerberater weniger geschützt 

sein sollte als beim Rechtsanwalt. 

Die BStBK appelliert deshalb an die Länder, die anstehende Reform für eine klare und sachge-

rechte Gleichstellung von Rechtsanwälten und Steuerberatern beim Berufsgeheimnisschutz zu 

nutzen. Das steuerberatende Berufsgeheimnis muss dort denselben Schutz erhalten, wo diesel-

ben staatlichen Eingriffsbefugnisse dieselben vertraulichen Mandatsinformationen betreffen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Moritz Alt 

Geschäftsführer 


